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Liebe Freunde der EVP 
Für die einen sind Schlagworte wie Steuerge-
setzrevision, kalte Progression, Besteuerung der 
Mitarbeiterbeteiligung, u.a. jenseits ihres po-
litischen Interesses, da zu komplex, für andere 
wird es erst bei solchen Themen spannend, da 
es ihr Budget betreffen könnte. 
Sicher haben wir auch in dieser Ausgabe  inter-
essante Mitdenkanregungen für alle, die finden: 
Politik geht uns etwas an. Ich wünsche Ihnen 
daraus die Motivation mit uns dran zu bleiben.
Egon Graf

Parolen topp!
Die Abstimmungsparolen der EVP haben die 
grösste Trefferquote aller Parteien. Dies 
das erstaunliche Resultat einer Recherche 
des Beobachters. Ist dies wirklich so erstaun-
lich? Ich meine nein! Bei der Parolenfassung 
zu anstehenden Abstimmungen der EVP gibt 
es jeweils eine offene und engagierte Aus-
einandersetzung. Da ist nichts spürbar von 
Interessenbindung und Taktieren. Menschen 

die sich mit dem Thema befasst haben, tun 
ihre Meinung kund. Menschen, die sich für 
andere Menschen interessieren, erklären 
mögliche Auswirkungen. Menschen, die sich 
ihre Gedanken nicht von Geldgebern oder 
Ideologien vorschreiben lassen, machen ihre 
Ansichten transparent. Es spricht  „des Volkes 
Stimme“.
Und wer ist dieses Volk? Genau, Sie/du und 
ich. Wir sind gefragt, denn die Politik be-
stimmt früher oder später unsere Lebens-
umstände, sie gibt uns früher oder später 
Freiheiten oder schränkt uns ein. Daher ist es 
wichtig, dass das Volk (also Sie/du) eine Stim-
me hat. Bei der EVP besteht ein guter Mix aus 
werteorientierten und menschlichen Ansich-
ten, offenbar wie in keiner anderen Partei. Da-
rum treffen wir auch regelmässig in die Mitte. 
Ich freue mich, wenn Sie/du auch an der 
nächsten Parolenfassung der EVP dabei sind 
und live miterleben, wenn  „das Volk“ die Pa-
role fasst (siehe Beilage in diesem Akzente).

Mathias Steinhauer
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   Aktuelles aus der lokalen Politik

Wo Kräne sich erheben….
MS, RC, WL       Schägg, Föhren, Torackerpark, 
Areal Schloss, Ahorn, Gutenberg, Migros, Me-
trohm, Bahnhof ….. In Herisau wird gebaut 
und geplant was das Zeug hält. Es besteht 
in Herisau offensichtlich ein grosser Bedarf 
nach neuem Wohn-, Geschäfts- und Gewer-
beraum. Hinter den Projekten stehen private 
Investoren und Pensionskassen. Die Gemein-
de wirbt auch mit der Tatsache, dass sie durch 
Anpassung der Zonenpläne Unterstützung 
zusichert. Doch auch die Gemeinde  selbst 
hätte an bester Lage drei Areale anzubieten: 
Feuerwehrdepot, Lindenhof und Schlacht-
hof. Diesbezüglich ist leider nichts zu verneh-
men. Obwohl der Werkhof im Herbst 2012 
bezugsbereit sein soll. 

Darum hier ein Denkanstoss für die Ge-
meinde, der sowohl für den Verkehr wie auch 
die Zentrumsentwicklung Lösungsansätze 
bringt:  Mit der Tiefgarage Gutenberg, der ge-
planten Tiefgarage in der neuen Migros und 
dem Parkplatz bei der Chäblihalle sind zwei 
Einfallsachsen von Herisau sowie das Zent-
rum mit Parkiermöglichkeiten versorgt. Was 
fehlt ist eine Anlage auf der Nordwestseite 
des Dorfkerns. Dazu würde sich zum Beispiel 
der Lindenhof anbieten. Mit einem Park-
leitsystem könnte der Verkehr gelenkt und 
der Suchverkehr stark reduziert werden. So 
würde die grosse Chance entstehen, den 
Dorfkern verkehrsberuhigt zu gestalten 
und den Obstmarkt vom Verkehr zu befreien, 
sowie eine teuere Umgestaltung zu ersparen.  

Damit wäre es möglich die Bereiche Gos-
sauerstrasse/Windegg, Schmiedgasse und 
Oberdorfstrasse im Stil des ‚alten Herisau‘ zu 
erhalten, während die Dorfeingänge und die 
Kasernenstrasse durch moderne Zweckbau-
ten geprägt würden. Die Gemeinde hätte es 
dazu in der Hand, ihre eigenen Areale im Bau-
recht zur Verfügung zu stellen und damit die 
Möglichkeit ein gewichtiges Wort bei deren 
Nutzung mitzureden.  Das Ziel einer gelin-
genden Entwicklung des Zentrums könnte 
so realistisch fortgeschrieben werden. Aller-
dings drängt die Zeit.
Ganz wichtig ist auch die Entwicklung des 
Bahnhofareals. Es braucht dort eine visio-
näre Idee, um das Areal sinnvoll zu nutzen 
und den Bahnhof mit dem Dorfzentrum zu 
verbinden. Die Bedürfnisse von öffentlichem 
und privatem Verkehr, von Fussgängern, Rad-
fahrenden und Taxi erfordern mehr Platz.
Die EVP ist gespannt, welche Gedanken sich 
die Verantwortlichen der Gemeinde zu die-
sen Fragen machen und was noch geplant ist.

Termine  EVP-AR
Montag 30. April 08:15 Uhr   
Kantonsratssitzung,    
Regierungsgebäude Herisau 

Mittwoch 2. Mai 17.00 Uhr
Einwohnerratssitzung
Gemeindehaus Herisau, 1.Stock

Parolenfassung  23. Mai s. sep. Einladung

Montag 4. Juni  08:15 Uhr   
Kantonsratssitzung,    
Regierungsgebäude Herisau 

Mittwoch 6. Juni 17.00 Uhr
Einwohnerratssitzung
Gemeindehaus Herisau, 1.Stock

Sonntag 17. Juni 
Nationaler Abstimmungstag



•	 Beiträge und Spenden an politische Partei-
en bis max.  Fr. 10‘000.-

Der Abzug der Kosten für die Fremdbetreu-
ung der Kinder ist ein EVP-Anliegen und wird 
unterstützt.
Die regierungsrätliche Vorlage entlastet aber 
vor allem Familien, die ihre Kinder durch Drit-
te betreuen lassen. Damit ist die EVP nicht 
einverstanden. Familien, die ihre Kinder 
selber betreuen, verdienen genauso die 
Unterstützung der Gesellschaft wie Famili-
en, welche ihre Kinder fremdbetreuen las-
sen. Der Fremdbetreuungsabzug darf nicht 
zum versteckten familienpolitischen Instru-
ment werden. Die EVP fordert deshalb einen 
Eigenbetreuungsabzug, wie ihn beispielswei-
se der Kanton Zug bereits kennt. Dieser soll in 
unserem Kanton Fr. 5‘000 .- pro Kind bis zum 
14. Altersjahr betragen.
Die EVP ist gespannt, wie dieser Vorschlag 
bei Regierung und Kantonsrat ankommt. Ge-
fordert werden vor allem Parteien sein, die 
solche und ähnliche Anliegen auf ihrer Wahl-
agenda hatten.

Steuergesetzrevision 2013 - EVP for-
dert Eigenbetreuungsabzug

MH  Die EVP hat sich im Rahmen der Ver-
nehmlassung zur geplanten Teilrevision des 
Steuergesetzes (StG Rev 13) geäussert.  An-
lass für die StG Rev 13 ist die Motion für einen 
jährlichen Ausgleich der kalten Progression. 
Der Regierungsrat macht den Vorschlag, dass 
die kalte Progression ausgeglichen werden 
soll, wenn die Teuerung auf 3% ansteigt. 
Dies ist für die EVP nachvollziehbar und im 
Hinblick auf die Entlastung des Mittelstandes 
sicher auch positiv zu werten. Dass jedoch 
ein solcher Ausgleich mit beträchtlichen Min-
dereinnahmen verbunden ist, liegt auf der 
Hand. Die EVP möchte darum den Entscheid 
zum Ausgleich mit der Frage der Kompensa-
tion verbinden. Die EVP will, dass der Regie-
rungsrat bei einer aufgelaufenen Teuerung 
von 3% dem Kantonsrat einen Ausgleich der 
kalten Progression beantragt. Dies würde 
den Vorteil mit sich bringen, dass in diesem 
Zusammenhang auch geklärt werden könn-
te, welche Sparanstrengungen damit verbun-
den wären.
Im Weiteren sollen folgende Bereiche des 
Bundesrechts in die Revision integriert wer-
den:
•	 Besteuerung der Mitarbeiterbeteiligungen
•	 Abzug der Betreuungskosten bei Drittbe-

treuung bis max. Fr. 10‘000 .-/ Kind bis 14 
Jahre
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Ihre Mailadresse für die EVP-AR 
Mit einem kurzen Mail an:
 info@evp-ar.ch können sie:
•	 Den Newsletter der EVP-AR bestellen        

(1. Ausgabe im Laufe des Frühlings)
•	 Die Informationen der EVP Schweiz   an-

fordern

Ihre Mailadresse bleibt bei der EVP-AR

Initiative „Erbschaftssteuerreform“
Noch braucht es viele Unterschriften 
um das Sammelziel und Initiativziel 
zu erreichen.   Sammeltag in Herisau:                       
Sa 16. 6.   9:00 - 12:00  Uhr,  Obstmarkt



Religions-
artikel in 
die Verfas-
sung:

Im Nationalrat äusserte sich in der letzten Ses-
sion EVP-Nationalrätin Marianne Streiff (BE), 
welche den Vorstoss von ihrem Vorgänger 
übernommen hatte, zu diesem Thema wie 
folgt: „Ich bin überzeugt, dass der säkulare 
Staat zu religiösen Fragen Stellung nehmen 
muss. Er soll sich nicht in religiöse Fragen ein-
mischen, aber den inneren Zusammenhalt, 
den Religionsfrieden, die Freiheitsrechte und 
die Menschenwürde gewährleisten“.  Walter 
Donzé (alt NR EVP BE) hatte diesen Vorstoss 
lanciert und beschrieb was er 
u.a. gerne in der Verfassung 
verankert sähe:
„Insbesondere wäre zu ergän-
zen, dass jedes Individuum 
seine Religion oder sein welt-
anschauliches Bekenntnis frei 
wählen, ausüben, kommuni-
zieren und wechseln darf und 
dass es den Schutz des Staates 
geniesst, wenn es deswegen von extremen 
Kreisen benachteiligt oder verfolgt wird“.

Der Bundesrat und seine Haltung zur 
Christenverfolgung
Mit einer Interpellation will EVP-Nationalrätin 
Marianne Streiff (BE) auf das gravierende Pro-
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         De Güggel kräht:
Religion ist ein Lebensbereich der von einer rational nicht kontrollierbaren 
Dynamik ist, aber so zu den Menschen gehört, wie z.B. deren Kultur und Hei-
matgefühl. Und ebendies macht Religion und Politik eigentlich untrennbar.

In der vergangenen Session wurden u.a. zwei aktuelle Themen behandelt, 
welche vielleicht von vielen Politikern als unbequem oder irrelevant emp-
funden werden, für die EVP aber eine hohe Priorität haben, dies auch aus 
Kompetenzgründen: Die Frage nach einem Religionsartikel in der Verfas-
sung und die Interpellation an den Bundesrat zu seiner Haltung in der Fra-
ge der Christenverfolgung weltweit.  

blem der Christenverfolgung aufmerksam 
machen und dem Grundrecht auf Religions-
freiheit Nachachtung verschaffen.
Die Diskriminierung und Verfolgung reli-
giöser Minderheiten hat ein erschrecken-
des Ausmass angenommen. Rund 70% der 
Menschheit lebt in einem Land, in dem die 
Religionsfreiheit zumindest ernsthaft ein-
geschränkt ist. Besonders betroffen sind die 
christlichen Minderheiten. „Rund 75% der 
religiös Verfolgten weltweit sind Christen. Ih-

nen fühle ich mich ganz be-
sonders verbunden“,  erklärt 
Marianne Streiff.
In Zusammenarbeit mit der 
Arbeitsgemeinschaft für Reli-
gionsfreiheit der Schweizeri-
schen Evangelischen Allianz 
stellt Streiff angesichts dieser 
Realität dem Bundesrat in ei-

ner Interpellation eine Serie von Fragen, 
welche darauf hin wirken sollen, dass sich der 
Bundesrat in dieser Aufgabe ernsthafte Über-
legungen zu seiner Glaubwürdigkeit machen 
soll; dies in seiner Aufgabe als Vertreter ei-
nes Landes mit einer historisch christlichen 
Rechtsordnung (s.a. Präambel der Bundes-
verfassung).

Länder mit Christenverfolgung


